
4,50 Euro/9,50 Euro für BHV1-
freie und nicht freie Betriebe
bleiben.

2. Für 2011 werden die tatsäch-
lichen Mehrkosten der nicht
BHV1-freien Bestände der Bei-
tragsdifferenzierung zugrunde
gelegt werden. Aktuell liegen die
Mehrkosten bei 7,61 Euro, d. h.
nicht BHV1-freie Bestände
müssen ab 2011 mit einem Bei-
trag von über 12,00 Euro je Tier
rechnen.

3. Die Impfbeihilfe, d. h. die Beihilfe
für die Durchführung von BHV1-
Impfungen, wird für Impfungen
nach dem 30. Juni 2010 halbiert
werden.

4. Die BHV1-Impfung ist nach Mög-
lichkeit sofort, jedoch spätestens
ab dem 1. Juli 2010 auf Einzel-
tierbasis vom Impftierarzt in die
HIT-Datenbank einzutragen, bei
Nichteintragung ab dem 1. Juli
2010 entfällt die Impfbeihilfe.

5. Betriebe mit Reagentenimpfung
sollen die Reagenten bis zum
30. Juni 2010 ausmerzen. Kon-
kret bedeutet dies, dass z.B.Rea-
genten unter den Kühen nach
dem Abkalben nicht wieder belegt
werden.

6. Werden die Reagenten nicht bis
zum 30. Juni 2010 ausgemerzt,
muss der Gesamtbestand ab
1. Juli 2010 geimpft werden.

7. Für Tierhalter, die dafür Sorge
tragen, dass bei den tierärztlichen
Probenentnahmen der automa-
tisierte HIT-Untersuchungsantrag
verwendet wird, wird die Beihilfe
weiterhin in der bisherigen Höhe
gewährt.
Anmerkung: Der Hoftierarzt
kann diesen Untersuchungs-
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1. Bekämpfung der 

BHV1-Inf ektion der 

Rinder

Maßnahmen wer den ver schärft

Der Druck auf die Rinder haltenden
Betriebe soll bezüglich der Bekämp-
fung von BHV1 in Stufen verstärkt
werden, um die Bestände zu sanie-
ren. Dies geschieht vor dem Hinter-
grund, dass 2011 die BVDV-Verord-
nung in Kraft tritt und die Tierseuchen-
kasse erheblich belasten wird, wenn
sie dann noch Ausmerzungsbeihilfen
für virämische Tiere zahlen soll. Des-
halb ist es erforderlich, möglichst bald
die BHV1-Bekämpfung in Nieder-
sachsen zum Abschluss zu bringen.

Ein weiterer Grund ist die Absicht der
Bundesländer Bayern und Sachsen-
Anhalt, für BHV1 den Artikel-10-Sta-
tus (BHV1-frei) zu beantragen. Nie-
dersächsische Rinderhalter hätten
dann mit erheblichen Verbringungs-
restriktionen zu rechnen. Das Land
Niedersachsen und die Tierseuchen-
kasse – und damit die Rinderhalter –
haben in den letzten 20 Jahren für
die BHV1-Bekämpfungsmaßnahmen
(Impfungen, Untersuchungen, Ohr-
markenkennzeichnung) insgesamt
rd. 104 Mio. Euro ausgegeben, ohne
dass bisher der Status BHV1-frei
erreicht worden wäre. Der Tier-
seuchenausschuss des Landvolks
Niedersachsen hat unter dem Ein-
druck all dieser Punkte der Verschär-
fung der Bekämpfungsvorschriften
zugestimmt.

Folgendes Vorgehen ist von den
Gremien der Tierseuchenkasse be-
schlossen worden:

1. Für 2010 wird es bei der Differen-
zierung der TSK-Beiträge von
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antrag nur dann verwenden,
wenn er vom Tierhalter eine Voll-
macht erhalten hat oder wenn der
Tierhalter ihn selbst aus der HIT-
Datenbank ausgedruckt hat und
dem Tierarzt zur Verfügung stellt.

Im Landkreis Vechta wir d der
HI-Tier-Unter suc hungsantra g
vom Veterinäramt er stellt und
dem Tierhalter zug esandt. Das
Veterinäramt prüft auc h, ob der
Rinderbestand auf Leuk ose
und Brucellose unter suc ht
werden m uss. Der Antra g auf
Unter suc hung des Rinderbe -
standes kann unter der Telefon-
Nr. 04441 /898 -1850 angefor -
der t wer den.

8. Wird für entsprechende Proben-
entnahmen der HIT-Untersu-
chungsantrag nicht spätestens ab
dem 1. Juli 2010 verwendet, wird
die Beihilfe ab diesem Datum
halbiert.

9. Für Betriebe mit unverschulde -
tem Neu- und/oder Reinfektionen
kann bei wirtschaftlich nicht trag-
baren Folgen durch die sofortige
Entfernung zahlreicher Reagen-
ten im Einzelfall von der Gesamt-
bestandsimpfung abgesehen
werden, wenn vom Tierhalter und
Hoftierarzt ein Sanierungskon-
zept über max. drei Jahre erstellt
wird und das zuständige Veteri-
näramt und die Tierseuchen-
kasse zustimmen.

10. Die Beihilfen zu Impfstoffkosten
und Laborkosten bleiben unver-
ändert.

2. Steueränderung en 

zum Jahres wechsel

Konjunkturpaket II, Bürgerentlas-
tungsgesetz, Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz – diese wohlklingenden
Steuergesetze entfalten ab 2010 ihre
Wirkung und entlasten auch land- und
forstwirtschaftliche Betriebe und Fa-
milien. Zukünftig wird der nicht der
Besteuerung unterliegende Grund-
freibetrag um 170 Euro angehoben
und die Stufen, ab denen der nächst-
höhere Steuersatz gilt, um 330 Euro
erhöht werden. Durch das Mitte des
Jahres verabschiedete Bürgerent-
lastungsgesetz können ab 2010

Beiträge zur Kranken- und Pflegever-
sicherung deutlich besser von der
Steuer abgesetzt werden, was auch
die in der landwirtschaftlichen Kran-
ken- und Pflegeversicherung versi-
cherten landwirtschaftlichen Betriebe
entlastet.Zusätzlich werden sie durch
die Erhöhung von Kinderfreibetrag
und Kindergeld durch das aktuell ver-
abschiedete Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz gefördert. Familienför-
dernd ist auch die Entlastung von Ver-
mögensübertragungen an Geschwis-
ter, Nichten und Neffen durch
Absenkung der hierfür geltenden Erb-
schaftsteuersätze. Erleichterungen
gibt es zudem für Übertragungen
landwirtschaftlicher Betriebe in der
Generationenfolge durch die verkürz-
ten Haltefristen bei der Erbschaft- und
Schenkungsteuer.

Für Unternehmer interessant ist, dass
Anschaffungen von Wirtschaftsgütern
bis 410 Euro ab 2010 wahlweise so-
fort oder über fünf Jahre verteilt gel-
tend gemacht werden können. Auch
Agrargenossenschaften und landwirt-
schaftliche GmbHs werden entlastet,
da entrichtete Pachtzinsen bei der
Gewerbesteuer ab 2010 mit etwas
höheren Werten abgezogen werden
können.

Für landwirtschaftliche Betriebe, die
„Urlaub auf dem Bauernhof“ oder Fe-
rienwohnungen o. ä. anbieten, wird
die Wettbewerbsfähigkeit durch die
Anwendung des ermäßigten Umsatz-

steuersatzes von 7% ab 2010 ver-
bessert.

Genauso wichtig wie die 2010 wir-
kenden steuerlichen Entlastungen ist
es für unseren Berufsverband jedoch,
zusätzliche steuerliche Belastungen
zu verhindern. So wird beispielsweise
die Besteuerung von Biokraftstoffen,
die ursprünglich ab 2010 deutlich an-
gehoben werden sollte, vorerst auf
dem Stand von 2009 eingefroren.
Auch bei der Besteuerung des Agrar-
diesels wird es 2010 keine Rückkehr
zum diskriminierenden Selbstbehalt
und Deckelung und damit deutlicher
Wettbewerbsbenachteiligung gegen-
über den europäischen Nachbarn ge-
ben. Vielmehr wird sich der Berufs-
verband dafür einsetzen, dass sowohl
die von der Regierungskoalition ver-
sprochene „Entfristung“ des Wegfalls
dieser Kürzungsinstrumente kommt,
als auch eine aus Wettbewerbsgrün-
den dringend gebotene Anpassung
an die durchweg unter dem deut-
schen Niveau liegenden Agrardiesel-
steuersätze europäischer Nachbar-
länder erfolgt.

Neben etlichen sinnvollen steuer-
lichen Maßnahmen ist es nach wie
vor bedauerlich, dass die Bundesre-
gierung immer noch nicht landwirt-
schaftlichen Betrieben die Möglich-
keit einräumt, zur Stärkung der
Eigenvorsorge steuerbegünstigte
Rücklagen zu bilden. Eine solche Ri-
sikoausgleichsrücklage, die sich in
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3. Agrar diesel

Seitdem Verbrauchsjahr 2008 ist die Selbstbeteiligung in Höhe von 350,– Euro
pro Betrieb und die Höchstgrenze von 10.000 Liter gestrichen worden.

Jeder Betrieb erhält für jeden Liter Agrardiesel 21,48 Cent erstattet, wenn er
über eine Auszahlungssumme von 50,– Euro kommt. So haben kleine Be-
triebe Nebenerwerbsbetriebe auch die Möglichkeit einen entsprechenden
Antrag auf Steuerentlastung zu stellen.

Neu ist in diesem Jahr die Fragestellung zum Forstbetrieb. Hier sind zusätz-
lich Angaben über die De-minimis-Förderung zu machen, auch wenn im
Forst kein Diesel verwendet worden ist.

Sollten Sie einen Antrag stellen wollen, müssen Sie sich das Formular ei-
genständig beschaffen oder eine Antragstellung online vornehmen. Finden
können Sie den Antrag im Internet unter 

www.zoll.de

oder auf unserer Homepage unter
www.klv-vechta.de/download_formulare

Wir faxen Ihnen auch gerne ein Formular zu. Ende der Antragsfrist:

30. September 2010



gesamte Laufzeit sowie mit einer
Laufzeit von zehn Jahren und fünf
Jahren Zinsbindung. De facto be-
deutet dies eine Zinsverbilligung
über vier, fünf oder sechs Jahre.

• Die Höhe der Zinsverbilligung
beträgt bis zu zwei Prozent. Der
vom Kreditnehmer zu leistende
Mindestzinssatz wird auf ein
Prozent festgelegt.

• Festlegung einer Obergrenze für
das verbilligte Darlehen von
maximal 250.000 Euro. Die Ober-
grenze für das Bürgschaftsobligo
bleibt bei maximal 50.000 Euro.

• Begrenzung der Laufzeit von
Zinsverbilligung  und Bürgschaft
auf die Dauer der Zinsfestschrei-
bung, d.h. für die gesamte Kredit-
laufzeit von vier oder sechs Jah-
ren bzw. für die ersten fünf Jahre
bei dem zehnjährigen Kredit.

• Für 2010 basiert die Förderung
beihilferechtlich auf der Bundes-
regelung landwirtschaftliche
Kleinbeihilfen (einzelbetriebliche
Obergrenze 15.000 Euro über
drei Jahre), die ihrerseits auf dem
vorübergehenden Gemein-
schaftsrahmen für staatliche Bei-
hilfen zur Erleichterung des Zu-
gangs zu Finanzierungsmitteln in
der gegenwärtigen Finanz- und
Wirtschaftskrise beruht. Für 2011
ist die Liquiditätshilfe wieder auf
De-minimis-Agrar zu stützen (ein-
zelbetriebliche Obergrenze von
7.500 Euro über drei Jahre). Die-
ser Umstand ist bei der in 2010
und 2011 vorgesehenen Kuhprä-
mie, die ebenfalls unter diese Re-
gelung fällt, zu berücksichtigen.

Weitere Einzelheiten sind dem Richt-
linienentwurf zu entnehmen, der auf
unserer Homepage unter

http://www.klv-vechta.de/Aktuelles/

Rentenbank02.pdf

abgerufen werden kann. Änderungen
sind zwar noch möglich, aber aus
gegenwärtiger Sicht wenig wahr-
scheinlich.

5. Lebensmittel müssen 

wieder mehr wer t sein

Mit den von ihm erzeugten Nah-
rungsmitteln konnte ein Landwirt
1900 etwa 4 Personen ernähren.

1950 ernährte ein Landwirt 10 und
2007 sogar 133 Personen. Dies ist
dem enormen technischen Fortschritt
und der innovativen Weiterentwick-
lung der deutschen Landwirtschaft zu
verdanken. Die Bauern kommen ihrer
Verantwortung in der Versorgung ih-
rer Mitbürger mit hochwertigen und
gesunden Nahrungsmitteln nach, be-
tont der Deutsche Bauernverband
(DBV). Doch solche Versorgungs-
sicherheit und Qualität ist nicht zum
Nulltarif zu erhalten. Der DBV fordert
deshalb die Verarbeiter und vor allen
Dingen den Lebensmitteleinzelhan-
del zu einer verantwortungsvollen
Preisgestaltung auf. Hochwertige
landwirtschaftliche Produkte, die un-
ter hohen Umwelt- und Tierschutz-
standards erzeugt werden, müssen
„ihren Preis“ haben. Die 12 Preissen-
kungen bei Lebensmittel im letzten
diesem Jahr dürfen in 2010 nicht wei-
ter fortgesetzt werden, wenn man
Bauernfamilien nicht ihre Existenz
vernichten will. Das charakteristische
Bild der deutschen Kulturlandschaf-
ten, die durch bäuerliche Hand ge-
schaffen und gepflegt werden, wird
durch Existenz vernichtende Erzeu-
gerpreise gefährdet.

Es werden immer mehr Menschen
von einem Hektar landwirtschaftlicher
Nutzfläche ernährt. Der Hektarertrag
für Weizen zum Beispiel lag vor gut
100 Jahren bei 18,5 Dezitonnen;
2009 lag der Hektarertrag mit 77,8
Dezitonnen mehr als viermal so hoch.
Dank der erheblichen Ertragssteige-
rungen durch Züchtung und Anbau-
technik „wachsen“ heute auf einem
Hektar Weizen mit rund 74 Doppel-
zentner Ertrag etwa 9.250 Mischbrote
à 1 Kilogramm. Das Mehl von 800
Gramm Weizen reicht zum Backen
von einem Kilogramm Brot. In einem
solchen Brot ist das Mehl von 16.000
Körnern verarbeitet worden. Zur
Ernte dieser Körnermenge hat der
Landwirt im Herbst rund 400 Körner
je Quadratmeter ausgesät.Das 40-fa-
che kann er dann im Sommer nach
genügend Regen und Sonne und
ackerbaulicher Pflege ernten.

Die enorme Erzeugungssteigerung
hat ihre Ursachen im Einsatz von pro-
duktionssteigernden Produktionsmit-
teln und in der Mechanisierung der
Landwirtschaft. Arbeitskräfte wurden
durch arbeitssparende Betriebsmittel,

der Forstwirtschaft und der Versiche-
rungsbranche seit Jahrzehnten be-
währt hat, würde auch der Landwirt-
schaft helfen, die immer stärker wer-
denden Marktschwankungen auszu-
gleichen. Unverständlich ist zudem,
dass das Bundesfinanzministerium
nach wie vor auf der neuen Steuerer-
klärungspflicht für ausländische Sai-
sonarbeitskräfte beharrt, obwohl
diese außer erheblichen Bürokratie-
kosten von bis zu 30 Millionen Euro
keinen erkennbaren Nutzen, insbe-
sondere keine Steuereinnahmen mit
sich bringt. Hier könnte ein effektiver
Beitrag zum Bürokratieabbau geleis-
tet werden.

Auch im kommenden Jahr wird sich
ihr Berufsverband dafür stark ma-
chen, dass im steuerlichen Bereich
nicht nur Interessen von Großunter-
nehmen und Konzernen, sondern
auch den Besonderheiten der Land-
und Forstwirtschaft angemessen
Rechnung getragen wird.

4. Liquiditätshilf e-

programm 2010 / 2011

der Land wirtsc haft-

lic hen Rentenbank

Die vom Bundeskabinett am
16.12.2009 beschlossene Fortfüh-
rung des Liquiditätshilfeprogramms
der Landwirtschaftlichen Rentenbank
ist jetzt weitestgehend geregelt. Mit
einem Start dieses Programms ist
spätestens am 1.3.2010 zu rechnen.

In seinen materiellen Förderbe-
dingungen orientiert sich das Liquidi-
tätshilfeprogramm weitgehend an
dem Programm des Jahres 2009.
Unterschiede bestehen in folgenden
Punkten:

• Organisation im reinen Haus-
bankenverfahren ohne Beteili-
gung der Länder (Antragsweg:
Landwirt – Hausbank – Renten-
bank). Eine Verwaltungsverein-
barung mit den Ländern und eine
Verteilung von Länderbudgets
erübrigt sich damit.

• Gegenstand der Verbilligung sind
Kredite der Rentenbank zur
Liquiditätssicherung mit einer
Laufzeit von vier oder sechs
Jahren und Zinsbindung für die
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vor allem Maschinen, ersetzt. Anstatt
von Zugtieren kamen motorisierte
Maschinen zum Einsatz. Heute be-
stimmen immer mehr Informations-
und Kommunikationstechniken den
Technikeinsatz in der Landwirtschaft.
Präzisionslandwirtschaft, computer-
gesteuerte Produktionsprozesse, in-
tegrierte Nahrungsmittelketten und
Melkroboter sind Stichworte für die
moderne Landwirtschaft von heute.
Beispielsweise gibt jede Milchkuh in
Deutschland heute im Schnitt pro Tag
19 Liter Milch und versorgt so 22
Bundesbürger mit Frischmilch und
Milchprodukten. Im Jahr 2008 verar-
beiteten deutsche Molkereien rund
27,5 Millionen Tonnen Milch zu quali-
tativ hochwertigen Milchprodukten.

Im langfristigen Vergleich hat diese
Entwicklung zu einer enormen Stei-
gerung des Wohlstandes der Ver-
braucher geführt. Vor 100 Jahren be-
trug der Anteil der Ausgaben für Nah-
rungs- und Genussmittel am gesam-
ten Konsum noch etwa 50 Prozent;
heute beträgt dieser Anteil nur 11 Pro-
zent. Dabei ist noch zu berücksichti-
gen, dass sich Qualität und Verarbei-
tung der Nahrungsmittel enorm ver-
bessert haben.

6. Neues Er osions-

schutzkataster ist 

verzic htbar

Aufla gen bei Cr oss Compliance in
2010

Mitte des Jahres 2010 treten erneut
schärfere Bewirtschaftungsauflagen
im Rahmen von Cross Compliance in
Kraft. In den von den Ländern flä-
chenscharf festgelegten erosionsge-
fährdeten Gebieten müssen die
Landwirte auf ihren Flächen je nach
Gefährdungsklasse zusätzliche Be-
wirtschaftungsauflagen, vom Pflug-
verbot bis zur Pflicht zur Anlage von
Grünstreifen, einhalten.

Der Deutsche Bauernverband (DBV)
kritisiert die weitere Verschärfung von
Cross-Compliance. Der landwirt-
schaftliche Berufsstand habe das
Bodenerosionsgefährdungskataster
stets abgelehnt, da hiermit ohne Not
über die europäischen Vorgaben
hinausgegangen werde. Im Sinne der
Entbürokratisierung und des Abbaus

von Wettbewerbsverzerrungen inner-
halb Europas sollte auf die Ver-
pflichtung für spezifische Maßnah-
men zur Vermeidung von Erosion im
Rahmen von Cross Compliance und
auf das zur Umsetzung erarbeitete
flächenscharfe Kataster verzichtet
werden.

Der DBV betont in diesem Zusam-
menhang, dass die deutschen Land-
wirte bereits nach höchsten Stan-
dards des landwirtschaftlichen Fach-
rechts auf nationaler und europäi-
scher Ebene wirtschaften. Ein
zusätzlicher Bürokratieaufwand und
neuerliche Auflagen bei Cross Com-
pliance seien nicht akzeptabel. Im
Sinne der Ziele von Entbürokratisie-
rung und Vereinfachung von Cross
Compliance sollten daher die derzeit
laufenden Verfahren zur Änderung
der Direktzahlungen-Verpflichtungen-
Verordnung sowie des zugrunde
liegenden Gesetzes genutzt werden,

um die Regelungen zum Erosions-
schutz zu vereinfachen und auf das
Erosionsschutzkataster zu ver-
zichten.

7. Beruf „F achkraft 

Agrar service“ – eine 

Erfolgsg eschic hte

Gute Mitarbeiter sind Grundlage des
Betriebserfolges. Dieser Grundsatz
gilt auch für Lohnunternehmer und
landwirtschaftliche Betriebe, die sich
als moderne Dienstleistungsbetriebe
im ländlichen Raum in Deutschland
zunehmend verankern. Sie sind auf
gut ausgebildete und motivierte Fach-
und Führungskräfte angewiesen. Der
Beruf „Fachkraft Agrarservice“ bringt
die Bereiche Pflanzenbau, Landtech-
nik und Agrarservice unter einen Hut
und hat sich seit 2005 in der Aus-
bildungspraxis etabliert. Seitdem
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8. Interesseng emeinsc haft land wirtsc haftlic her

Unternehmerinnen

Die Mitglieder der ILU haben bei ihrem letzten Treffen das neue Vortrags-
programm für 2010 erstellt. Petra Schenke aus Hunteburg (sitzend rechts)
hat für das neue Jahr den Vorsitz der Interessengemeinschaft übernommen.

Die ILU bietet interessierten Frauen in 2010 vier abendliche Vorträge zu ver-
schiedenen landwirtschaftlichen Themen, ein Tagesseminar und einen Ta-
gesausflug mit Besichtigungen an. Nähere Informationen erhalten Sie tele-
fonisch bei Petra Schenke unter 05475/5503 oder auf den Internetseiten:

www.ilu-aktiv.de

Über das aktuelle Programm können Sie sich auch auf unseren Internetsei-
ten unter 

www.klv-vechta.de/Aktuelles/ILU2010.pdf

informieren.



entwickelte sich der Beruf zu einem
Erfolgsmodell mit steigenden Ausbil-
dungszahlen. Mit dem Inkrafttreten
der endgültigen Ausbildungsverord-
nung am 1. August 2009 hat das Be-
rufsbild „Fachkraft Agrarservice“ die
langfristig notwendige Rechtssicher-
heit erlangt.

Während der dreijährigen Lehrzeit
lernen die Auszubildenden nicht nur
das Führen, Einsetzen, Pflegen und
Instandhalten von Maschinen und
Geräten, sondern auch wichtige prak-
tische Grundlagen in Ackerbau und
Grünlandbewirtschaftung. Daneben
vermitteln Ausbilder und Berufsschu-
len wichtiges Fachwissen rund um
Dienstleistung und Kundenberatung.
Die fertigen Fachkräfte schöpfen das
Leistungsvermögen moderner Land-
maschinen aus und repräsentieren
ihre Betriebe gegenüber Kunden und
Geschäftspartnern. Die vielseitige
Ausbildung bietet hervorragende Be-
rufsaussichten und ist eine unver-

zichtbare Zukunftsinvestition aller Be-
triebe, die professionelle landtechni-
sche Dienstleistungen anbieten.

Bundesweit ist die Ausbildung zur
„Fachkraft Agrarservice“ mittlerweile
ein Renner. Nach dem Start des
laufenden Ausbildungsjahres 2009/
2010 befinden sich insgesamt etwa
550 Auszubildende in den drei Aus-
bildungsjahrgängen. Nachdem die
Mehrzahl der Lehrlinge bisher in
Norddeutschland die Ausbildung zur
„Fachkraft Agrarservice“ absolvierte,
hat die Eröffnung der Berufsschule in
Triesdorf (Bayern) dem Beruf auch in
den südlichen Bundesländern neuen
Schub verliehen. Hier erhalten die
angehenden Fachkräfte im ersten
Ausbildungsjahr eine schulische
Grundbildung mit 1 bis 2 begleitenden
Praxistagen pro Woche.Ab dem zwei-
ten Ausbildungsjahr erfolgt die duale
Ausbildung in anerkannten Ausbil-
dungsbetrieben mit begleitender
Blockbeschulung.

5Der große Erfolg der Ausbildung

„Fachkr aft Agr

arservice“ darf aberüber eines nicht hinwegtäuschen:N a c h  w i e  vo r  g i b t  e s  ke i n e  a n e rk a n n-t e  M e i s t e rp r ü f u n g  f ü r  d e n  B e r
u f.

I n  d e r Branche besteht aber ein akuterB e d a r f  a n  q u a l i f i z i e rt e n  b e t r ieblichen

Führungskräften und Ausbilder

n . D e s h a l b  f

o r d e rn  d e r  D e u t s c h e  B a u

-e rn ve r b a n d  u n d  d e r  B u n d e s ve r b a n d

Lohn u n t e rn e h m e n  u m g e h e n d  e i n e M e i s t e r

p r ü f u n g  f ü r  d e n  B e r u f  „ F ach -k ra f t  A gr
arser vice“.A n f a n g  D e z

e m b e r 2099 stimmte das Bundeslandwirt-schaftsministeri u m  e i n e m  A n t ra g  d e r S o z i a l p a r tner zur Er
arbeitung einerA n f orderungsverordn u n g  f ü r  d i eA grarservicemeisterp r ü f u n g  z u . G rundlage dafür ist ein gemeinsamerK onzeptentwurf der Sozialpar tner. A us berufsständischer Sicht mussd a s  a n s t e h e n d e  V e r fa h r e n  s o fo rt  e r - ö f f n e t  we r d e n ,  u m  d e n  b e s t e h e n d e n Fo rt b i l d u n g s s t a u  s c h n e l l s t m ö g l i c h  z u b e s e i t i g e n .

9 .

„ E s  d r

oht ein 

H a m m e l s p r u n g ! “Mitfahrer aus dem Oldenbur ge r M ü n s t e r l a n d  h a b e n  e r f a h r e n ,w a s das heißt

A m  M i t t woch, den 200Ja n u a r, w
ar esw i e d e r  s o w eit: A b f ahrt zur Grünen

Woche 20.0.Insgesamt 40 Mitfa h r e r

aus dem Oldenburger Münsterland

m a c h t e n  s i c h  m i t  d e r  F i rm a  H ö f f m a n n

R e i s e n  a u f  d e n  Weg nach Berl i n .N a c h  d e r  A n k u n f t  i n  B e rlin und demEinchec ke n  i m  H o t e l  f u h r  d i e  G ru p p e z u m  Pa u l - L ö b e - H a u s.H i e r  w u r d e  s i e

von F rau Kleineme yer, Angestellte

v

on MdB Fra n z - J o s e f  H o l ze n k a m p,  i n Empfang genommen und in Ber l i n  b e -grüßt. Den Besucher n  w u r d e  d e r  A l l-t a g  v
o n  u n s e r e m  B u n d e s t a g s a b g e-o r d n e t e n  ve r d e u t l i c h t .I n t e r e s s a n t  w aran dieser Stelle ,  d a s  A b g e o r d n e t e  i n d e r  R e g e l  z wei Arbeitsplätze  h a b e n : im Bundestag und im Wahlkreis .Holz enkamp ist in der Regel v onm o n t a g s  b i s  f r e i t a g s  i n  B e rl i n .In die

-s e r  Z e i t  i s t  s e i n  T erminkalender meistvoll mit Sitzungster minen. Die Sit-z u n g sw oche im Bundestag hat f est-s t e h e n d e  p a rl a m e n t a rische T erm i n e : montags F raktionsv orstand, diens-tags vor mittags Arbeitsgruppen,



Nach dem Messe-Besuch am Don-
nerstag erlebten die Teilnehmer Dies
und jenes aus dem Berliner Kultur-
programm wie z.B. Konzerte in Gast-
stätten oder Konzerthäusern.

Bevor es am Freitag auf den Weg
zurück in das Oldenburger Münster-
land ging, machte die Gruppe halt in
der Gedenkstätte Hohenschön-
hausen. Diese besteht aus den
Räumlichkeiten der ehemaligen
zentralen Untersuchungshaftanstalt
der Staatssicherheit der DDR, die von
1951 bis 1989 in Berlin-Alt-Hohen-
schönhausen in Betrieb war. Dort
wurden vor allem politische Gefan-

gene inhaftiert und physisch und
psychisch gefoltert. Die Gedenkstätte
ist darauf bedacht, nur eindeutig
durch Akten oder ehemalige Häftlinge
belegtes Wissen weiterzugeben.

Organisiert hatten die Reise Heike
Hellebusch vom Kreislandvolkver-
band Vechta e.V. und Hildegard
Abeln-Kröger vom Kreislandvolk-
verband Cloppenburg e.V., die zu-
sammen mit den Mitfahrern bereits
Pläne für die gemeinsame Fahrt im
Januar 2011 schmiedeten.

Interessierte können sich bei Heike
Hellebusch telefonisch informieren
unter 04441/9237-18.

dienstags nachmittags Fraktions-
sitzung, mittwochs Ausschusssitzun-
gen, donnerstags und freitags Ple-
narsitzungen.Keiner der Mitfahrer der
Kreislandvolkverbände mochte an
dieser Stelle mit seinem Arbeitsplatz
tauschen.

Frau Kleinemeyer verdeutlichte den
Besuchern, was es heißt „Es dr oht
ein Hammelsprung!“ . Ist sich der
Sitzungsvorstand über das Ergebnis
einer offenen Abstimmung im Plenum
nicht einig, so wird der Hammel-
sprung eingesetzt.Über Lautsprecher
werden nicht anwesende Abgeord-
nete darüber informiert. Alle Abge-
ordneten müssen den Saal verlassen
und betreten durch eine der drei Ab-
stimmungstüren (Ja, Nein oder Ent-
haltung) wieder den Saal.

Der Name „Hammelsprung“ geht auf
ein Bild über einer Abstimmungstür
im alten Reichstag zurück. Das Bild
zeigte den einäugigen Riesen Poly-
phem aus der griechischen Sagen-
welt, der seine Hammel zählt.

Nach dieser Einführung machte die
Gruppe sich auf den Weg vom Paul-
Löbe-Haus durch einen Tunnel in das
Reichstagsgebäude und dort an
Warteschleifen vorbei in die Kuppel
des Reichstages. Hier bot sich ein
interessanter Blick auf Berlin.

Der Großteil der Mitfahrer hatte sich
für den traditionellen Niedersachsen
Abend der Marketing Gesellschaft für
niedersächsische Agrarprodukte e.V.
angemeldet. Hier konnten die Mit-
fahrer einen ersten Eindruck von der
75. Internationalen Grünen Woche für
den am darauf folgenden Tag anste-
henden Messe-Besuch sammeln.

61 4 6 Snapshot – Umfrage bei Milchviehhaltern Weltweit stehen Milchviehhalter vo r  g roßen Herausforderungen.Viele fragensich:Wie kann ich bei schwankenden Milchpreisen rentabel Milch produzie-ren? Bin ich für die Zukunft noch gerüstet? Wie verhalten sich Milcherzeugerin anderen Ländern?In der jährlichen „Snapshot“-Befragung geben inzwischen mehr als c
200Milcherzeuger Antworten auf diese und andere aktuelle Fragen.S o  l a s s e n sich Zukunftsstrategien vergleichen und betriebliche Entscheidungen ver-bessern.Je mehr Landwirte sich beteiligen, desto größer wird der Wert derErgebnisse für jeden Einzelnen.Wir würden es deshalb sehr begrüßen, wenn sich auch Milchviehhalter ausdem Landkreis Vechta an der Umfrage80010 beteiligen würden.Bei Angabeseiner E-Mail-Adresse kann auch der einzelne Milcherzeuger den Ergebnis-bericht erhalten.Durch die Teilnahme an der Befragung entstehen ke i n e  K osten.Nehmen Sie bitte an der Umfrage8teil und weisen Sie auch andere Milch-erzeuger darauf hin.Den Umfragebogen finden Sie im Internet unter www.klv-vechta.de/download/Snapshot-Umfrage.pdf.Einsendeschluss für ausgefüllte Fragebögen ist der 31.März80010


